
Kurzbericht 

Ausschuss für Bundes- und Europaangelegenheiten und Regionale Entwicklung 

(56. - öffentliche - Sitzung am 25. November 2021) 

Beratungsthemen: 

1. Beschlussfassung über den Antrag auf Unterrichtung durch die Landesre-

gierung zum Thema „Erasmus+“ 

 

Der Antrag auf Unterrichtung wurde einstimmig angenommen. Der Ausschuss 

bat die Landesregierung, ihn in einer der nächsten Sitzungen zu unterrichten. Er 

nahm dafür die Sitzung am 13. Januar 2022 in Aussicht. 

  

2. Unterrichtung durch die Landesregierung zum Thema „Versorgungszentren“ 

 

Der Ausschuss nahm die Unterrichtung entgegen und führte darüber eine 

Aussprache. 

  

3. Keine schmutzigen Deals bei Sustainable-Finance-Regeln - Atomkraft und 

fossiles Gas von EU-Nachhaltigkeitslabel ausschließen 

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 18/9389 

 

Der Ausschuss setzte diesen Punkt von der Tagesordnung ab. 

  

4. EU-Angelegenheiten 

 a) Unterrichtung durch die Landesregierung zu den BR-Drucksachen zum „Fit 

für 55“-Gesetzespaket 

 

- BR-Drs. 702/21 - Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parla-

ments und des Rates zur Einrichtung eines Klima-Sozialfonds; COM (2021) 

568 final 

- BR-Drs. 706/21 - Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parla-

ments und des Rates zur Energieeffizienz (Neufassung); COM (2021) 558 

final 

- BR-Drs. 707/21 - Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und 

des Rates zur Änderung der Richtlinie 2003/87/EG über ein System für den 

Handel mit Treibhausgasemissionszertifikaten in der Union, und des Beschlusses 

(EU) 2015/1814 über die Einrichtung und Anwendung einer Marktstabilitäts-

reserve für das System für den Handel mit Treibhausgasemissionszertifikaten in 

der Union und der Verordnung (EU) 2015/757; COM (2021) 551 final  

- BR-Drs. 710/21 - Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments 

und des Rates zur Änderung der Verordnung (EU) 2018/842 zur Festlegung 

verbindlicher nationaler Jahresziele für die Reduzierung der Treibhausgas-

emissionen im Zeitraum 2021 bis 2030 als Beitrag zu Klimaschutzmaßnahmen 

zwecks Erfüllung der Verpflichtungen aus dem Übereinkommen von Paris; 

COM (2021) 555 final  

- BR-Drs. 712/21 - Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments 

und des Rates zur Änderung der Richtlinie (EU) 2018/2001 des Europäischen 

Parlaments und des Rates, der Verordnung (EU) 2018/1999 des 

Europäischen Parlaments und des Rates und der Richtlinie 98/70/EG des 

Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf die Förderung von 

Energie aus erneuerbaren Quellen und zur Aufhebung der Richtlinie (EU) 

2015/652 des Rates; COM (2021) 557 final 

 

https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/09001-09500/18-09389.pdf
https://www.bundesrat.de/SharedDocs/drucksachen/2021/0701-0800/712-21.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesrat.de/SharedDocs/drucksachen/2021/0701-0800/712-21.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesrat.de/SharedDocs/drucksachen/2021/0701-0800/712-21.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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- BR-Drs. 714/21 - Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments 

und des Rates zur Schaffung eines CO2-Grenzaus-gleichssystems; COM 

(2021) 564 final  

 

Der Ausschuss nahm die Unterrichtung entgegen und führte eine Aussprache 

darüber. 

 

 b) Unterrichtung durch die Landesregierung zu 

 

- BR-Drs. 739/21 - Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments 

und des Rates zur Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems für Zwecke 

der Geldwäsche oder der Terrorismusfinanzierung; COM (2021) 420 final  

- BR-Drs. 740/21 - Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und 

des Rates über die von den Mitgliedstaaten einzurichtenden Mechanismen zur 

Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke der Geldwäsche und 

der Terrorismusfinanzierung und zur Aufhebung der Richtlinie (EU) 2015/849; 

COM (2021) 423 final 

 

Der Ausschuss nahm in Ergänzung der vorab übermittelten Kurzunterrichtungen 

die vertiefende Unterrichtung entgegen. 

  

5. Berichte über Frühwarndokumente 

 

Der Ausschuss nahm schriftliche Kurzunterrichtungen zu folgenden Bundestagsdruck-

sachen entgegen: 

 

- BR-Drs. 646/21 - Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und 

des Rates über die allgemeine Produktsicherheit, zur Änderung der Verordnung 

(EU) Nr. 1025/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates sowie zur 

Aufhebung der Richtlinie 87/357/EWG des Rates und der Richtlinie 2001/95/EG des 

Europäischen Parlaments und des Rates; COM (2021) 346 final 

- BR-Drs. 701/21 - Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und 

des Rates zur Gewährleistung gleicher Wettbewerbsbedingungen für einen 

nachhaltigen Luftverkehr; COM (2021) 561 final 

- BR-Drs. 708/21 - Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und 

des Rates zur Änderung der Richtlinie 2003/87/EG in Bezug auf den Beitrag der 

Luftfahrt zum gesamtwirtschaftlichen Emissionsreduktionsziel der Union und die 

angemessene Umsetzung eines globalen marktbasierten Mechanismus; COM 

(2021) 552 final 

- BR-Drs. 709/21 - Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und 

des Rates über den Aufbau der Infrastruktur für alternative Kraftstoffe und zur 

Aufhebung der Richtlinie 2014/94/EU des Europäischen Parlaments und des Rates; 

COM (2021) 559 final 

- BR-Drs. 711/21 - Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und 

des Rates zur Änderung der Verordnung (EU) 2019/631 im Hinblick auf eine 

Verschärfung der CO2-Emissionsnormen für neue Personenkraftwagen und für 

neue leichte Nutzfahrzeuge im Einklang mit den ehrgeizigen Klimazielen der Union;  

COM (2021) 556 final 

- BR-Drs. 720/21 - Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Restrukturierung der 

Rahmenvorschriften der Union zur Besteuerung von Energieerzeugnissen und 

elektrischem Strom (Neufassung); COM (2021) 563 final 

- BR-Drs. 721/21 - Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und 

des Rates über die Nutzung erneuerbarer und kohlenstoffarmer Kraftstoffe im 

Seeverkehr und zur Änderung der Richtlinie 2009/16/EG; COM (2021) 562 final 

- BR-Drs. 739/21 - Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und 

des Rates zur Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems für Zwecke der 

Geldwäsche oder der Terrorismusfinanzierung; COM (2021) 420 final 

- BR-Drs. 740/21 - Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und 
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des Rates über die von den Mitgliedstaaten einzurichtenden Mechanismen zur 

Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke der Geldwäsche und 

der Terrorismusfinanzierung und zur Aufhebung der Richtlinie (EU) 2015/849; COM 

(2021) 423 final 

- BR-Drs. 748/21 - Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und 

des Rates zur Errichtung der Behörde zur Bekämpfung der Geldwäsche und 

Terrorismusfinanzierung und zur Änderung der Verordnungen (EU) Nr. 1093/2010, 

(EU) Nr. 1094/2010 und (EU) Nr. 1095/2010; COM (2021) 421 final 

- BR-Drs. 749/21 - Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und 

des Rates über die Übermittlung von Angaben bei Geldtransfers und Transfers 

bestimmter Kryptowerte (Neufassung); COM (2021) 422 final 

- BR-Drs. 773/21 - Vorschlag für einen Beschluss des Europäischen Parlaments und 

des Rates über ein Europäisches Jahr der Jugend 2022; COM (2021) 634 final 

 

Der Ausschuss bat die Landesregierung, ihn in einer der nächsten Sitzungen näher 

über die Bundesratsdrucksache 809/21 - Vorschlag für eine Verordnung des 

Europäischen Parlaments und des Rates über die Verbringung von Abfällen und 

zur Änderung der Verordnungen (EU) Nr. 1257/2013 und (EU) 2020/1056; COM 

(2021) 709 final - insbesondere im Hinblick auf die Abfallverbringung von 

Großbritannien nach Niedersachsen - zu unterrichten.  Er nahm dafür die Sitzung am 

13. Januar 2022 in Aussicht. 

  

6. Rückblick auf die Videokonferenz mit den Delegierten der niederländischen 

Nordprovinzen Groningen, Friesland, Drenthe und Overijssel im Rahmen der 

55. Sitzung des Ausschusses am 28. Oktober 2021 und Ausblick auf künftige 

entsprechende bilaterale Aktivitäten 

 

Der Ausschuss diskutierte über die zurückliegende Videokonferenz sowie über Themen 

für das geplante Treffen mit den Delegierten der niederländischen Nordprovinzen im 

Frühjahr 2022 in den Niederlanden.  

  

7. Terminangelegenheiten 

 

Der Ausschuss beschloss, auf die für den 2. Dezember 2021 vorgesehene Sitzung zu 

verzichten. 

 
 


